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Freie Presse: Sachsens Innenmi-
nister behauptet, dass die vom
Bundesrat verabschiedeten Er-
leichterungen für Zuwanderer
zu 80 Prozent dem Freistaat zu-
zurechnen sind? Ist das Politi-
ker-Eigenlob?

Klaus-Jürgen Bade: Nein, da kann
ich durchaus zustimmen. Sachsen
ist in vieler Hinsicht mustergültig in
Sachen Migrations-und Integrati-
onspolitik und stimmt in fast allen
Punkten mit den vom Sachverstän-
digenrat deutscher Stiftungen für
Integration und Migration formu-
lierten Empfehlungen überein.
Sachsen hat frühzeitig erkannt, dass
ab 2014 mehr Menschen aus dem Er-
werbsleben ausscheiden als auf dem
Arbeitsmarkt nachrücken. Diesem
demografischen Zugzwang hat sich
das Land gestellt und konsequent
auf nachhaltige Zuwanderungsför-
derung umgeschaltet.

Steht Sachsen damit allein?
Nicht ganz. Auch Nordrhein-West-
falen hat das Problem noch unter
CDU-Regierungschef Jürgen Rütt-
gers und Integrationsminister Ar-
min Laschet erkannt, SPD und Grü-
ne haben die Initiativen fortgesetzt.

Die entscheidenden Impulse aber
kamen zuletzt aus Sachsen.

Was sind die wichtigsten Verän-
derungsvorschläge?

Mir fällt die Senkung der Mindest-
grenze für das Jahreseinkommen bei
qualifizierten Zuwanderern ein. Da-
mit ist eine anfangs unrealistisch
hohe Schwelle für ausländische
Fachleute nochmals abgesenkt wor-
den. Oder denken Sie an die so
schwierige Genehmigung der Ein-
reise zur Jobsuche. Auch der Abbau
der Nachrangigkeitsregelungen er-
leichtert nun den Zuzug. Bisher
musste bei der Einstellung von Zu-
wanderern aus Drittstaaten immer
gefragt werden, ob es nicht auch ei-
nen deutschen oder anderen EU-Be-
werber geben könnte. All das sind
Anregungen aus Sachsen, die auf der
Bundesebene aufgegriffen wurden,
zuletzt bei der Umsetzung der Hoch-
qualifizierten-Richtlinie der EU.

Nicht nur Deutschland leidet un-
ter dem demografischen Prob-
lem. Sind wir attraktiv genug
für Fachleute aus Osteuropa
oder Schwellenländern?

Ganz Europa steht unter dem Druck
des demografischen Wandels. Es
gibt eine weltweite Konkurrenz um
die besten Köpfe, von denen auch
viele Deutschland verlassen, etwa
Richtung Schweiz, nach England
oder Kanada. Deutschland ist Ein-
und Auswanderungsland zugleich.

Fehlt es an Anziehungskraft?
Deutschland muss erhebliche An-
strengungen unternehmen, um at-
traktiver zu werden, damit die
Hochqualifizierten, die unser Land
verlassen, nicht auf Dauer gehen

und damit wir Ersatz für ihre Ab-
wanderung gewinnen, aber auch all-
gemein im Blick auf den zunehmen-
den Fachkräftemangel.

Ist Ausländerfeindlichkeit ein
Standortnachteil für Sachsen
und den Osten Deutschlands?

Das ist leider im Blick auf einzelne
Regionen im Osten wahr, vor denen
sogar in Reiseführern gewarnt wird.
Die Ergebnisse unseres Integrations-
barometers stimmen mich aber ver-
halten positiv. Das Klima ist zwar
für Ausländer in einigen Regionen
im Osten nach wie vor frostiger, aber
insgesamt unterscheiden sich die In-
tegrationschancen nicht gravierend
von denen im Westen. Zuwande-
rungsförderung wird im Osten aber
leichter zu vermitteln sein, wenn sie
einhergeht mit intensiver Beschäfti-
gungsförderung bei einheimischen
Arbeitskräften.

„Sachsen ist mustergültig“
Der Migrationsforscher Bade lobt die Zuwanderungspolitik des Freistaats

Experten bescheinigen Sachsen ei-
ne Vorreiterrolle bei der Zuwande-
rung von Fachkräften. Klaus-Jür-
gen Bade verweist auf eine vom
Freistaat auf den Weg gebrachte
Zuwanderungsinitiative. Hubert
Kemper sprach mit dem Migrati-
onsexperten und Politikberater
am Rande des „Fachkräfteforums
Zuwanderung“, das am Mittwoch
in Dresden über die Bühne ging.

RÜSSELSHEIM — Der Rüsselsheimer
Autobauer Opel wird sein wichtigs-
tes Modell künftig nicht mehr in
Deutschland produzieren. Man ha-
be mit den Sozialpartnern im briti-
schen Ellesmere Port einen Tarifver-
trag vereinbart, durch den das Werk
dort seine Flexibilität erhöht, Struk-
turkosten senkt und so die Wettbe-
werbsfähigkeit verbessert, teilte der
Konzern mit. Im Klartext heißt das,
dass die nächste Generation des As-
tra von 2015 an nur noch in den
Werken in Großbritannien und im
polnischen Gleiwitz gebaut werden.

Das Stammwerk in Rüsselsheim
verliert dagegen seine beiden bishe-
rigen Aufgaben, da neben dem Astra
auch der Insignia nicht mehr gebaut
werden wird. Dennoch bekräftigte
Opel-Vorstandschef Karl-Friedrich
Stracke, dass es sein Ziel sei, das
Werk in Rüsselsheim voll auszulas-
ten. „Das Werk hat ausgezeichnete,
außerordentlich kompetente Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die
Fahrzeuge von hervorragender Qua-
lität herstellen“, schreibt Stracke in
einer Mitteilung. Woher die Auslas-
tung kommen soll, ließ er jedoch of-
fen. Darüber werde man mit den Ar-
beitnehmervertretern in Kürze Ge-
spräche aufnehmen, heißt es nur.

Schon seit Wochen wird darüber
spekuliert, dass die Astra-Produkti-
on aus Rüsselsheim abgezogen wer-
den könnte und dafür dort der Fami-
lienvan Zafira gebaut werden soll.
Dies würde jedoch bedeuten, dass
das Werk in Bochum seine Produkti-
on verlieren würde. Der Betriebsrat
befürchtet, dass dies das „Aus“ für
das Werk bedeutet. Stracke hat sich
dazu bisher nicht näher geäußert,
am Montag findet in Bochum eine
Betriebsversammlung statt. In ei-
nem Interview erklärte der Opel-
Chef unterdessen, dass es in Europa
Überkapazitäten in der Autoindust-
rie von etwa drei Millionen Autos

gebe. „Der Markt bräuchte eigent-
lich eine Konsolidierung. Branchen-
weit gibt es bis zehn Werke zu viel
in Europa“, so Stracke. Opel hatte im
Zuge seines letzten Sanierungspro-
gramms vor zwei Jahren das Werk
Antwerpen geschlossen.

Ziel von Stracke ist es, alle Opel-
Werke im Drei-Schicht-Betrieb aus-
zulasten. Dazu sollen die neuen Mo-
delle beitragen, die bis 2014 auf den
Markt kommen sollen. Zudem will
er die Exportmöglichkeiten für die
GM-Tochter ausweiten. Er räumte
aber ein, dass das zum einen Zeit be-
nötige und zum anderen nicht aus-
reichen wird, um den Absatzrück-
gang in Europa auszugleichen.
Opels Marktanteil war hier im April
auf 6,5 Prozent gesunken.

Für die Astra-Produktion in Elles-
mere Port und Gleiwitz will Opel
300 Millionen Euro investieren, um
sie auf den neuesten technischen

Stand zu bringen. Voraussetzung für
den Bau des Astra in Großbritannien
war, dass die dortigen Arbeitnehmer
Lohnkürzungen, mehr Zeitarbei-
tern und weiteren Auslagerungen
zustimmen. Ein hochrangiger Ge-
werkschaftsvertreter aus dem Werk
sagte der Nachrichtenagentur Reu-
ters: „Das Management hat gesagt,
akzeptiert diese Forderungen oder
das Werk wird geschlossen“. 94 Pro-
zent hätten dem Sparpaket dann zu-
gestimmt. Nun habe Ellesmere Port
eine Perspektive bis 2020.

Opel will mit Einsparungen bis
2016 in die Gewinnzone kommen.
Um dieses Ziel zu erreichen, sollen
der Gewerkschaft zufolge die Mitar-
beiter auf weitere Lohnbestandteile
verzichten und länger arbeiten. Bei
den Tariferhöhungen, über die die
IG Metall derzeit mit den Arbeitge-
bern bundesweit verhandelt, sollen
die Opelaner leer ausgehen.

Opel verlagert Fertigung nach England
Traurige Gewissheit für
die Beschäftigten in Rüs-
selsheim: Ihr Werk verliert
die Produktion des VW-
Golf-Konkurrenten Astra.

VON KLAUS DIETER OEHLER

Mitarbeiter arbeiten im Stammwerk Rüsselsheim (Hessen) an Bodengruppen für Fahrzeuge. Hier baut Opel die Modelle Astra und Insignia. FOTO: TORSTEN SILZ/DAPD

er Crash-Kurs bei Opel geht
weiter. Die Briten haben
den Zuschlag bekommen.

Weil sie keine Wahl hatten, haben
sie sich den Forderungen gebeugt
und werden für weniger Geld mehr
arbeiten. Offiziell betonen die Ma-
nager von Opel und deren Mutter
GM, dass sie keineswegs darauf aus
seien, die Standorte gegeneinander
auszuspielen. Die Praxis aber sieht
anders aus. Nachdem Rüsselsheim
gegen Ellesmere Port verloren hat,
heißt das Spiel nun wohl Rüssels-
heim gegen Bochum. Die Sanierung

D vor zwei Jahren hat zu kurz gegrif-
fen, Opel-Chef Stracke beziffert die
Überkapazitäten der Branche in Eu-
ropa auf drei Millionen Autos oder
zehn Werke. Während BMW, VW
oder Daimler den Absatzrückgang
in Europa durch Exporte wettma-
chen können, hat Opel diese Chance
nicht. Es liegt auf der Hand, dass die
von Stracke angesprochene Konsoli-
dierung dort stattfinden wird, wo
die größte Not herrscht. Opel gehört
dazu. Stracke muss aber endlich
Klartext reden, gesundbeten kann er
den Konzern nicht.
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TU FREIBERG

Neue Technik für
Offshore-Windräder
FREIBERG — Forscher der TU Berg-
akademie Freiberg haben eine neue
Technik für schwimmende Wind-
energieanlagen entwickelt. Damit
soll der Einsatz von Windrädern in
Wassertiefen von bis zu 800 Metern
ermöglicht werden, wie die TU mit-
teilte. Bislang seien im Meeresboden
befestigte Windräder nur in einer
Tiefe von bis zu 50 Metern möglich.
Daher sei nach Lösungen für Stand-
orte in tiefen Gewässern gesucht
worden, sagte der Professor für Bau-
konstruktion und Massivbau an der
TU, Frank Dahlhaus. 75 Prozent des
weltweiten Potenzials von Windrä-
dern im Offshore-Bereich lägen in
Wassertiefen jenseits der 30 Meter.
„Die größte Herausforderungen sind
hier die starken Bewegungen, die
durch Wind und Wellen erzeugt
werden“, sagte Dahlhaus. Die ge-
meinsam mit der Dresdner Firma
Gicon konstruierte Anlage soll die-
ses Problem beseitigen. (dapd)

PORZELLAN

Manufaktur wieder
in schwarzen Zahlen
MEISSEN — Die Porzellanmanufaktur
Meißen ist nach jahrelanger Tal-
fahrt in die Gewinnzone zurückge-
kehrt. Im Geschäftsjahr 2011 sei ein
Ergebnis nach Steuern von 1,46 Mil-
lionen Euro bei einem Umsatz von
37,9 Millionen Euro erzielt worden,
teilte das Unternehmen mit. Noch
Anfang 2011 hatte das sächsische
Staatsunternehmen erklärt, es müs-
se wegen der Reaktorkatastrophe
von Fukushima mit einem Umsatz-
einbruch in dem wichtigen Export-
markt Japan gerechnet werden. Der
Anteil Japans am Gesamtgeschäft
betrug nach den Angaben 2010 rund
15 Prozent. Für 2012 rechnet die Ma-
nufaktur weiter nur mit „verhalte-
nen Absatzmöglichkeiten“ in Japan.
Geschäftsführer Christian Kurtzke
sagte, durch das Wachstum mit neu-
en Produkten wie Schmuck, Seiden-
tüchern und Krawatten sei es im vo-
rigen Jahr gelungen, den Einbruch
im Porzellangeschäft in dem wichti-
gen Markt nahezu vollständig zu
kompensieren. (dapd)

NACHRICHTEN

Der 1944 in Sierentz (Elsass) gebo-
rene Klaus Jürgen Bade lebt heute in
Berlin und ist Vorsitzender des Sach-
verständigenrats
deutscher Stiftun-
gen für Integration
und Migration. Bade
gilt als ausgespro-
chener Experte auf
diesem Gebiet. Er ist
Mitglied zahlreicher
wissenschaftlicher
Vereinigungen, Kommissionen und
Kuratorien und unter anderem Be-
gründer des Osnabrücker Instituts für
Migrationsforschung und Interkultu-
relle Studien. (fp)

Klaus-Jürgen Bade
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